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Hausarbeit: Weibliche Beschneidung vor Erziehungs-, Religions- und Gleichheits-
grundrecht 
 
Von stud. iur. Marco Schulz, Bochum* 
 
 
Sachverhalt 
Die Eltern E sind mit ihrer fünfjährigen Tochter T vor den 
politischen Unruhen in ihrem afrikanischen Herkunftsland 
nach Deutschland geflüchtet. Hier haben sie nun kürzlich bei 
der T eine Beschneidung vornehmen lassen; dabei wurde ein 
sehr kleiner Teil der Vorhaut der Klitoris entfernt. Der Ein-
griff wurde von einem Arzt in dessen Praxis, nach den  
Regeln der ärztlichen Kunst und unter Betäubung der T 
durchgeführt. Die E wollen mit der Beschneidung dazu bei-
tragen, dass T zu „Reinheit und Keuschheit“ und zu Treue 
und Gehorsam gegenüber ihrem (zukünftigen) Ehemann 
erzogen wird. In ihrer Heimat sei dieser Eingriff ganz üblich; 
auch ihre religiöse Überzeugung verlange ihn zwar nicht 
zwingend, empfehle ihn aber. 

Als T im Kindergarten von dem Eingriff erzählt, zeigt  
eine Kindergärtnerin E bei der Polizei an. Es kommt schließ-
lich tatsächlich zu einer Verurteilung der E zu einer Geld-
strafe. Das Amtsgericht führt dazu in seinem Urteil aus, dass 
wohl keine Verstümmelung im Sinne des § 226a StGB vor-
liege, es sich bei der Beschneidung aber jedenfalls um eine 
nach § 223 StGB strafbare Körperverletzung handele. 

E sind empört und bringen vor, dass – was richtig ist – der 
von ihnen bei T veranlasste Eingriff in seinen körperlichen 
Auswirkungen nicht intensiver sei als die übliche Knabenbe-
schneidung. Die Verurteilung verletzte sie daher in ihren 
Grundrechten; insbesondere hätte das Amtsgericht § 1631d 
BGB zu ihren Gunsten berücksichtigen müssen. Das Amts-
gericht hatte dagegen in seinem Urteil die Auffassung vertre-
ten, dass §1631d BGB hier nicht anwendbar sei; außerdem 
beständen erhebliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit 
dieser Norm. 
 
Aufgabe 
E bitten um eine gutachterliche Stellungnahme zu der Frage, 
ob sie durch die amtsgerichtliche Verurteilung in ihren 
Grundrechten verletzt werden. 
 
Bearbeitervermerk 
Die formelle Verfassungsmäßigkeit eventuell zu prüfender 
Normen ist zu unterstellen. 
 

                                                
* Der Verf. ist studentische Hilfskraft an der Professur für 
Öffentliches Recht von Prof. Dr. Sebastian Unger an der 
Ruhr-Universität Bochum. Die Arbeit wurde im Rahmen der 
Vorlesung Grundrechte im WS 2014/15 an der Ruhr-Uni-
versität Bochum von Herrn Prof. Dr. Stefan Huster gestellt 
und von dem Verf. bearbeitet. Für Hilfe und Unterstützung 
dankt er herzlich Herrn Prof. Dr. Stefan Huster und Wiss. 
Mitarbeiter Jonathan Ströttchen. 

Lösungsvorschlag 
A. Verletzung des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. Art. 4 
Abs. 1, 2 GG 
Die amtsgerichtliche Verurteilung, d.h. die nachträgliche 
Sanktionierung der Einwilligung der E in die Beschneidung 
ihrer Tochter T, könnte E in ihrem Grundrecht auf religiös-
weltanschauliche Erziehung aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. 
Art. 4 Abs. 1, 2 GG verletzen. Dies setzt einen verfassungs-
rechtlich ungerechtfertigten Eingriff in den Schutzbereich des 
Grundrechts zulasten der E voraus. 
 
I. Schutzbereich 
Das Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG garantiert i.V.m. 
dem Recht auf Glaubens- und Bekenntnisfreiheit aus Art. 4 
Abs. 1, 2 GG Eltern das Grundrecht auf Erziehung in religiö-
ser und weltanschaulicher Hinsicht.1 Dabei findet eine 
Schutzbereichsverstärkung des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG durch 
Art. 4 Abs. 1, 2 GG statt.2 Dazu müssen die Schutzbereiche 
beider Einzelgrundrechte eröffnet sein. 
 
1. Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG 
a) Persönlicher Schutzbereich 
Als Eltern der T unterfallen E dem persönlichen Schutz-
bereich.3 
 
b) Sachlicher Schutzbereich 
aa) Betroffenheit des sachlichen Schutzbereichs 
Sachlich schützt das Elternrecht des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG 
die Pflege und Erziehung der Kinder durch ihre Eltern. Mit 
der Erziehung ist die pädagogische Sorge über die seelische 
und geistige Persönlichkeitsentwicklung, die Vermittlung von 
Wissen und Wertorientierung gemeint.4 E haben an der T 
eine Beschneidung durchführen lassen, um sie zu Reinheit 
und Keuschheit sowie Treue und Gehorsam gegenüber ihrem 
(zukünftigen) Ehemann zu erziehen. Damit ist der sachliche 
Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG grundsätzlich betrof-
fen. 
 
bb) Mögliche Schutzbereichseingrenzung 
Es bestehen jedoch Überlegungen, ihn auf gewisse Maßnah-
men der Erziehung zu beschränken, um so bestimmte un-
erwünschte Verhaltensweisen bereits der bloßen Möglichkeit 

                                                
1 BVerfGE 41, 29 (47); Morlok, in: Dreier, Kommentar zum 
GG, Bd. 1, 3. Aufl. 2013, Art. 4 Rn. 79. 
2 Zu diesem Thema siehe Michael/Morlok, Grundrechte, 
6. Aufl. 2017, Rn. 56 ff.; Spranger, NJW 2002, 2074. 
3 BVerfGE 47, 46 (76); v. Coelln, in: Sachs, Kommentar zum 
GG, 7. Aufl. 2014, Art. 6 Rn. 54. 
4 BVerfGE 52, 223 (235 f.); Jarass, in: Jarass/Pieroth,  
Kommentar zum GG, 14. Aufl. 2016, Art. 6 Rn. 42; Sachs, 
Grundrechte, 3. Aufl. 2017, S. 438. 
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des Grundrechtsschutzes zu entziehen. So sieht Epping eine 
solche Beschränkung darin, dass Erziehungsmaßnahmen 
nicht der Selbstverwirklichung der Eltern, sondern dem Wohl 
des Kindes dienen müssen5 und zählt Hufen „körperliche 
oder seelische Verletzungen [...] von Anfang nicht zum 
Schutzbereich“.6 Die aufgrund des Verlustes an Körper-
substanz zumindest als Verletzung zu wertende Beschnei-
dung der T wäre also jedenfalls der Meinung Hufens nach 
vom (eigentlich betroffenen) Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2 
S. 1 GG ausgeschlossen. Demgegenüber steht die Ansicht, 
die Missbilligung eines Verhaltens nicht bereits im Rahmen 
des Schutzbereichs abzuwägen, vertreten u.a. durch Jarass.7 
Untermauert wird diese Sicht auch durch Hörnle/Husters 
Hinweis auf die Missverständlichkeit mancher Formulierun-
gen des BVerfG, wie der Kennzeichnung des Art. 6 Abs. 2 
S. 1 GG als fiduziarisches Recht oder dienendes Grundrecht, 
das „bereits in sich durch das Kindeswohl begrenzt werde“.8 
Dieser Konzeption gemäß wäre die Beschneidung nicht vom 
Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG ausgeschlossen. 
 
cc) Streitentscheid 
Die Vorenthaltung des Grundrechtsschutzes durch die Ein-
grenzung des Schutzbereichs erscheint bei gewissen Prakti-
ken, etwa der Erziehung zum Amokläufer, noch durchaus 
naheliegend. Es erscheint hier angebracht, auf die gutachter-
liche Erörterung einer möglichen Rechtfertigung zu verzich-
ten. Letztlich aber könnte eine Schutzbereichseingrenzung 
aus prinzipiellen Bedenken unhaltbar sein. Denn auch wenn 
sie zunächst nur dem Ausschluss evident illegitimer Hand-
lungen dienen soll, so kann dies doch den Anstoß zu einer 
Entwicklung geben, immer weitere Handlungen vom Schutz-
bereich auszuschließen und den Staat so in die Lage verset-
zen, durch seine Gesetzgebung selbst zu bestimmen, welches 
Tun in den Schutzbereich eines Grundrechts fällt. Langfristig 
könnte er so auch über zweifellos gerechtfertigte Verhaltens-
weisen nach eigenem Belieben disponieren.9 Vor dem Hin-
tergrund dieser Gefahr ist der Ausschluss weiblicher Be-
schneidung aus dem Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG 
nicht zu präferieren. Es ist hinzufügend anzumerken, dass 
dies nicht direkt eine Duldung dieser Praxis ausdrückt. Dass 
ein Verhalten in den Schutzbereich eines Grundrechts fällt, 
bedeutet nicht automatisch, dass es im Ergebnis auch tatsäch-
lich geschützt wird, sondern, dass zumindest die Möglichkeit 
eines solchen Schutzes besteht, an späterer Stelle darüber 
geurteilt wird und dem betroffenen Verhalten so nicht pau-
schalisiert jede Prüfung vorenthalten wird. 
 
 
                                                
5 Epping, Grundrechte, 7. Aufl. 2017, Rn. 520. 
6 Hufen, Grundrechte, 5. Aufl. 2016, § 16 Rn. 17. 
7 Jarass (Fn. 4), Art. 6 Rn. 55. 
8 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (331). 
9 Vgl. entsprechende Bedenken bzgl. Art. 12 Abs. 1 S. 1 GG 
bei Berg, GewArch 1977, 249 (252 ff.); Breuer, in: Isensee/ 
Kirchof, Handbuch des Staatsrechts, Bd. 8, 3. Aufl. 2010, 
§ 170 Rn. 69; Kloepfer, Verfassungsrecht, Bd. 2, 2010, § 51 
Rn. 15. 

dd) Zwischenergebnis 
Der sachliche Schutzbereich ist mithin eröffnet. 
 
c) Zwischenergebnis 
Der Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG ist eröffnet. 
 
2. Schutzbereich des Art. 4 Abs. 1, 2 GG 
a) Persönlicher Schutzbereich 
Art. 4 Abs. 1, 2 GG ist ein Jedermanngrundrecht. E unterfal-
len somit als natürliche Personen dem persönlichen Schutz-
bereich.10 
 
b) Sachlicher Schutzbereich 
aa) Betroffenheit des sachlichen Schutzbereichs 
Art. 4 Abs. 1 und Abs. 2 GG bilden den einheitlichen11 
Schutzbereich der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit12 in 
religiöser und weltanschaulicher Hinsicht. Glauben ist das 
forum internum, d.h. das Bilden oder Haben, Bekennen ist 
das forum externum, d.h. das Bekunden oder Handeln im 
Sinne der eigenen Religion oder Weltanschauung13, die wie-
derum als „metaphysische Erklärungsmodelle für die Exis-
tenz der Welt und der in ihr lebenden Menschen“14 auf trans-
zendenter Grundlage (Religion) oder immanenter Grundlage 
(Weltanschauung) zu verstehen sind15.16 Bei dem betroffenen 

                                                
10 Jarass (Fn. 4), Art. 4 Rn. 18; Morlok (Fn. 1), Art. 4 
Rn. 104. 
11 BVerfGE 24, 236 (245 f.); 32, 98 (106); 83, 341 (354); 
138, 296 (328 f.); Heckel, AöR 2009, 309 (381); Jarass 
(Fn. 4), Art. 4 Rn. 1; Michael/Morlok (Fn. 2), Rn. 183. 
12 BVerfGE 138, 296 (328); BVerfG, Beschl. v. 2.7.2015 – 
1 BvR 1312/13, Rn. 16; BVerfG, Beschl. v. 9.5.2016 – 
1 BvR 2202/13, Rn. 52; Schmidt, in: Glöge/Preis/Schmidt, 
Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, Art. 4 Rn. 1; Wilms, 
Grundrechte, 2010, Rn. 487. 
13 BVerfGE 24, 236 (245); BVerfG, Beschl. v. 27.10.2016 – 
1 BvR 458/10, Rn. 57; Herzog, in: Maunz/Dürig, Kommentar 
zum GG, 78. Lfg., Stand: September 2016, Art. 4 Rn. 66 f., 
80 ff.; Mager, in: v. Münch/Kunig, Kommentar zum GG, 
Bd. 1, 6. Aufl. 2012, Art. 4 Rn. 16, 22 f.; Schmidt (Fn. 12), 
Art. 4 Rn. 9, 12; Starck, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Kom-
mentar zum GG, Bd. 1, 6. Aufl. 2010, Art. 4 Rn. 11, 34, 36; 
Wilms (Fn. 12), Rn. 495 ff. 
14 Epping (Fn. 5), Rn. 307. 
15 BVerwGE 61, 152 (156); 90, 112 (115); Barczak, Jura 
2015, 463 (466); Epping (Fn. 5), Rn. 307; Mager (Fn. 13), 
Art. 4 Rn. 14. 
16 Glaube und Bekenntnis werden insofern als modale For-
men in denen sich die Grundrechtsausübung äußert, Religion 
und Weltanschauung als die inhaltlichen Anknüpfungspunkte 
auf die sich die Grundrechtsausübung bezieht begriffen. Das 
systematische Verständnis der einzelnen Gewährleistungsge-
halte des Art. 4 Abs. 1, 2 GG ist in Rechtsprechung und Lite-
ratur aber uneinheitlich, vgl. v. Campenhausen, in: Isensee/ 
Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Bd. 7, 3. Aufl. 2009, 
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Verhalten der E handelt es sich um die Einwilligung in die 
Beschneidung ihrer Tochter T, durch welche dieser ein Teil 
der Klitorisvorhaut entfernt wird. Ihr Grundrecht aus Art. 4 
Abs. 1, 2 GG könnte hier in seiner Ausprägung als forum 
externum in religiöser Hinsicht betroffen sein. Dies setzt 
voraus, dass die Beschneidung eine nach außen hin erkennbar 
religionsbezogene oder zumindest innerlich gebotene, religi-
onsgeleitete Handlung darstellt. Die Beschneidung der T 
muss den E also nicht unbedingt zwingend von ihrer Religion 
vorgeschrieben sein, von ihnen wohl aber als innere Hand-
lungspflicht aufgefasst werden.17 Diese innere Gebotenheit 
muss weiter plausibel begründet werden.18 Die religiöse 
Überzeugung der E verlangt die Beschneidung der Tochter 
nicht zwingend, empfiehlt sie aber. Ein explizites, äußeres 
Gebot liegt demnach nicht vor, doch ist für die Feststellung 
innerer Gebotenheit maßgeblich das Selbstverständnis der 
Betroffenen zu beachten.19 Die Eltern wollen mit der Be-
schneidung ihre Tochter zu Reinheit und Keuschheit sowie 
Treue und Gehorsam erziehen. Überdies handelt es sich bei 
der Beschneidung um einen in ihrer Heimat kulturell übli-
chen Akt. Angesichts eines solchen Gemenges an Motiven 
führt Isensee aus: „Religion und Brauchtum bilden vielfach 
eine Einheit, die sich nicht mit externer Begrifflichkeit auflö-
sen lässt“20. Eine vergleichbare Situation stellt Barczak dar – 
das Tragen islamischer Frauenverschleierung. Es geht auf die 
Empfehlung islamischer Rechtsgelehrter und ein lang tradier-
tes Brauchtum, nicht aber ein zwingendes Gebot des Korans 
zurück. Ihm zufolge „kann die Ganzkörperverschleierung [...] 
durchaus individueller Ausdruck einer als unmittelbar bin-
dend empfundenen religiösen Pflicht sein“ und somit auch 
eine bloß empfohlene Handlung als inneres Gebot aufgefasst 
werden.21 Ebenso verhält es sich mit der vorliegenden Reihe 
an Motiven. Religiös und weltanschaulich motivierte Beweg-
gründe bilden hier eine Einheit. Aus der Kombination von 
religiöser Empfehlung und traditionellem Brauchtum ergibt 
sich so ein Gesamtbild der inneren Gebotenheit besagter 
Handlung für E. Der sachliche Schutzbereich des Art. 4 
Abs. 1, 2 GG ist grundsätzlich betroffen. 
 
bb) Mögliche Schutzbereichseingrenzung 
Gleichwohl sei darauf hingewiesen, dass auch für Art. 4 
Abs. 1, 2 GG eine Schutzbereichseingrenzung diskutiert 
wird, die sich hier aber bereits auf den konkreten Ausschluss 
weiblicher Beschneidung konzentriert. Für eine solche plä-
                                                                                 
§ 157 Rn. 51, der die begriffliche Abgrenzung als ein Betäti-
gungsfeld für eher „folgenlosen Scharfsinn“ hält. 
17 BVerfGE 108, 282 (297); Jarass (Fn. 4), Art. 4 Rn. 12; 
Michael/Morlok (Fn. 2), Rn. 194 ff.; v. Ungern-Sternberg, 
Religionsfreiheit in Europa, 2008, S. 231. 
18 BVerfGE 138, 296 (329 f.); Barczak, Jura 2015, 463 (467); 
Lanzerath, Religiöse Kleidung und öffentlicher Dienst, 2003, 
S. 42; Öztürk, Das Kopftuch, 2006, S. 116. 
19 BVerfGE 24, 236 (247 f.); Borowski, Die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 291. 
20 Isensee, JZ 2013, 317 (322). 
21 Barczak, DÖV 2011, 54 (56); vgl. dazu BVerfGE 138, 296 
(330 ff.). 

diert u.a. Zähle, der ausführt, dass die „weibliche Genitalbe-
schneidung [...] kein von Art. 4 [...] geschützter Ritus“ sei. Er 
beruft sich dabei auf Studien, die den Betroffenen ein erhöh-
tes Risiko für spätere Komplikationen bei der Entbindung 
oder gar eine Unfruchtbarkeit attestieren und führt aus, die 
weibliche Beschneidung führe zu einem Verlust des Sexual-
empfindens, habe per se „eine Genitalverstümmelung zur 
Folge“ und würde „bleibende physische und psychische 
Schäden“ hinterlassen. Er bewertet sie daher als erhebliche 
und dauerhafte Einschränkung der Lebensgestaltung, von der 
„auch keine Sinngebungskraft“ ausgehe und die „keine plau-
sible glaubensgeleitete Handlung“ sei.22 Ähnlich argumen-
tiert Morlok, nach dem die weibliche Beschneidung nicht in 
den Schutzbereich des Art. 4 Abs. 1, 2 GG falle, weil ihre 
religiöse Gebotenheit nicht plausibel begründet werden kön-
ne.23 Zum gleichen Ergebnis kommt ferner Muckel, der mit 
dem Gewaltverbot eine Grenze zieht, nach der „jedwede 
Grundrechtsausübung [...] unter dem Vorbehalt der Fried-
lichkeit“ stehe und (weibliche) Beschneidung als „Gewalt-
anwendung“ betrachtet, „die sich gegen den Körper [...] Drit-
ter“ richte und jene Grenze folglich überschreite.24 Dieser 
Sichtweise entsprechend wäre die Einwilligung der E in die 
Beschneidung der T vom (eigentlich betroffenen) Schutz-
bereich des Art. 4 Abs. 1, 2 GG ausgeschlossen. Es finden 
sich nur wenige Vertreter einer gegenläufigen Auffassung. So 
stellen sich Ringel/Meyer gegen die Darlegung Zähles und 
werfen ihm vor, die möglichen Negativfolgen „ohne Diffe-
renzierung nach Art der Beschneidung“ vorzutragen und 
stellen sie als „floskelhafte Ausführungen“ dar.25 Im Übrigen 
finden sich vereinzelt Stimmen, die dem Akt weiblicher  
Beschneidung in seiner Gesamtheit zwar kritisch gegenüber 
stehen, ihren ausnahmsweisen Ausschluss vom Schutzbereich 
aber nicht unbedingt verlangen, sondern nur als „interessante 
Frage der grundrechtsdogmatischen Konstruktion“26 erach-
ten. Dieser Meinung nach wäre die Einwilligung in die Be-
schneidung nicht vom Schutzbereich des Art. 4 Abs. 1, 2 GG 
ausgeschlossen. 
 
cc) Streitentscheid 
Aufgrund der zahlreichen denkbaren Negativauswirkungen 
und des quantitativen Überwiegens von Gegnern im Ver-
gleich zu Befürwortern der Praxis könnte man dazu neigen, 
ihr die Eröffnung des Schutzbereichs zu versagen. Im Hin-
blick auf die zuvor bereits erörterten grundsätzlichen Risiken 
solcher Schutzbereichseingrenzungen ist dies aber nicht ver-
tretbar. 
 
dd) Zwischenergebnis 
Der sachliche Schutzbereich ist mithin eröffnet. 
 

                                                
22 Zähle, AöR 2009, 434 (443 f.). 
23 Morlok (Fn. 1), Art. 4 Rn. 83. 
24 Muckel, Religiöse Freiheit und staatliche Letztentscheidung, 
1997, S. 212 ff. 
25 Ringel/Meyer, § 226a StGB, 2014, S. 60. 
26 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (330). 
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c) Zwischenergebnis 
Der Schutzbereich des Art. 4 Abs. 1, 2 GG ist eröffnet. 
 
II. Eingriff 
In die Schutzbereiche beider Grundrechte muss nun einge-
griffen worden sein. Als Eingriff wird jede staatliche Maß-
nahme gewertet, durch die dem Einzelnen ein grundrechtlich 
geschütztes Verhalten unmöglich gemacht oder erschwert 
wird.27 E wurden wegen der Beschneidung ihrer Tochter zu 
einer Geldstrafe verurteilt. Die freie Ausübung ihres Grund-
rechts aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 GG 
wurde ihnen durch diese Sanktionierung verwehrt. Ein Ein-
griff ist erfolgt. 
 
III. Rechtfertigung 
Die Verurteilung könnte aber gerechtfertigt sein, indem sie 
auf einer verfassungsmäßigen gesetzlichen Grundlage beruht, 
die ebenso verfassungsmäßig angewandt wurde. 
 
1. Vorliegen einer Eingriffsgrundlage 
Mit § 223 StGB liegt die erforderliche gesetzliche Eingriffs-
vorlage vor. 
 
2. Verfassungsmäßigkeit der Eingriffsgrundlage 
a) Formelle Verfassungsmäßigkeit 
Die formelle Verfassungsmäßigkeit ist zu unterstellen. 
 
b) Materielle Verfassungsmäßigkeit 
aa) Übereinstimmung mit der Schrankenregelung 
§ 223 StGB muss zunächst eine taugliche Einschränkungs-
möglichkeit des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 
GG darstellen, also mit der sog. Schrankenregelung beider 
Einzelgrundrechte übereinstimmen. 
 
(1) Ermittlung des Prüfungsmaßstabs 
Diese stellen jedoch unterschiedliche Anforderungen an die 
Eingriffszulässigkeit. So unterliegt Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG der 
als qualifizierter Gesetzesvorbehalt aufzufassenden Schranke 
des Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG, die als „staatliches Wächteramt“ 
bezeichnet wird.28 Danach findet die elterliche Freiheit der 
Kindeswohlbestimmung und daran orientierten Erziehung 
ihre Grenze in solchem Handeln, das „bei weitester Anerken-
nung der Selbstverantwortlichkeit der Eltern“ nicht mehr als 
„Erziehung gewertet werden kann“29, „sondern als Miss-
brauch [...] oder als Vernachlässigung der Kinder bezeichnet 
werden muss“30. Bei Art. 4 Abs. 1, 2 GG wurde auf einen 

                                                
27 BVerfGE 105, 279 (299); Pieroth/Schlink, Grundrechte, 
32. Aufl. 2016, Rn. 261. 
28 BVerfGE 99, 145 (156); Hufen (Fn. 6), § 16 Rn. 28; Jarass 
(Fn. 4), Art. 6 Rn. 55. 
29 BVerfGE 24, 119 (143); BVerfG, Beschl. v. 29.9.2015 – 
1 BvR 1292/15, Rn. 16. 
30 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (332); vgl. BVerfG, Beschl. 
v. 29.9.2015 – 1 BvR 1292/15, Rn. 17. 

zunächst vorgesehenen Gesetzesvorbehalt indes bewusst ver-
zichtet, um ihm nicht derart weitreichende Einschränkungs-
möglichkeiten aufzuerlegen.31 Aus dieser Vorbehaltlosigkeit 
folgt, dass ein Eingriff in die Glaubens- und Bekenntnis-
freiheit allein durch kollidierende Grundrechte und andere 
Verfassungsgüter gerechtfertigt werden kann.32 Bei einem 
solchen Aufeinandertreffen unterschiedlich stark geschützter 
Grundrechte ist eine Orientierung am Schutzmaximum gebo-
ten. Der Schutz eines vorbehaltlos gewährleisteten Grund-
rechts soll nicht durch den schwächeren Schutz eines unter 
(qualifiziertem) Vorbehalt stehenden Grundrechts konter-
kariert werden33. Demnach wird die Schrankenregelung des 
Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG durch die des Art. 4 Abs. 1, 2 GG über-
lagert.34 
 
(2) Schrankenregelung des Art. 4 Abs. 1, 2 GG 
Es ist folglich zu prüfen, ob § 223 StGB eine Konkretisierung 
verfassungsimmanenter Schranken darstellt.35 Als solche 
kommen das Persönlichkeitsrecht der T aus Art. 2 Abs. 1 GG 
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG, ihr Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG sowie ihre negative Glau-
bens- und Bekenntnisfreiheit aus Art. 4 Abs. 1, 2 GG in Be-
tracht. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht schützt als „Recht 
des einzelnen auf Achtung seiner individuellen Persönlich-
keit“36 die „engere persönliche Lebenssphäre“37 und sichert 
„jedem Einzelnen einen autonomen Bereich privater Lebens-
gestaltung, in dem er seine Individualität entwickeln und 
wahren kann“38 zu. Zur Bestimmung des Schutzniveaus hat 
das BVerfG die sog. Sphärentheorie entwickelt, nach der die 
Eingriffsintensität anhand von drei Stufen determiniert wird, 
die verschieden hohe Rechtfertigungsanforderungen nach 
sich ziehen. An unterster Stelle steht die Sozialsphäre, gefolgt 
von der enger gefassten Privatsphäre und schließlich der 
Intimsphäre.39 Sie schützt die innere Gedanken- und Gefühls-
welt einer Person, in welche Eingriffe niemals gerechtfertigt 
sind.40 Zur unantastbaren Intimsphäre als innerstem Raum 
einer Persönlichkeit gehört auch das Recht auf sexuelle 
Selbstbestimmung.41 Obgleich die Folgen der Beschneidung 
für die Sexualität teils umstritten sind,42 liegt darin zumindest 
                                                
31 Borowski (Fn. 19), S. 487 ff.; Pieroth/Schlink (Fn. 27), 
Rn. 600. 
32 BVerfGE 108, 282 (299); Hufen (Fn. 6), § 22 Rn. 28. 
33 Hofmann, AöR 2008, 523 (533); Pieroth/Schlink (Fn. 27), 
Rn. 364; Rüfner, in: Starck, Bundesverfassungsgericht und 
Grundgesetz, Bd. 2, 1976, S. 453 (477); Würkner, DÖV 
1992, 150 (152). 
34 So im Ergebnis auch Michael/Morlok (Fn. 2), Rn. 256. 
35 v. Münch/Kunig, in: v. Münch/Kunig (Fn. 13), Vor  
Art. 1-19 Rn. 41. 
36 Geis, JZ 1991, 112 (112). 
37 BVerfGE 54, 148 (153). 
38 BVerfGE 79, 256 (268). 
39 Geis, JZ 1991, 112 (112); Hufen (Fn. 6), § 11 Rn. 4. 
40 BVerfGE 27, 1 (6); Geis, JZ 1991, 112 (112); Kloepfer 
(Fn. 9), § 56 Rn. 52. 
41 BVerfGE 119, 1 (29 f.); Jarass (Fn. 4), Art. 2 Rn. 47 f. 
42 Ringel/Meyer (Fn. 25), S. 42. 
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eine Beeinflussung des Sexuallebens und folglich ein Eingriff 
in die Intimsphäre der T.43 § 223 StGB stellt somit eine Kon-
kretisierung der Schranke ihres Persönlichkeitsrechts dar. Das 
Recht auf körperliche Unversehrtheit schützt vor Eingriffen 
in die menschliche Gesundheit sowohl im physischen, als 
auch im psychischen Sinn.44 Der Verlust von Körpersubstanz 
der T durch die Entfernung eines Teils ihrer Klitorisvorhaut 
macht § 223 StGB auch zur Konkretisierung der Schranke 
ihres Rechts auf körperliche Unversehrtheit. Im Umkehr-
schluss zum positiv normierten Recht auf (religiöses oder 
weltanschauliches) Glauben und Bekennen wird Art. 4 
Abs. 1, 2 GG auch eine negative Glaubens- und Bekenntnis-
freiheit entnommen, nach der man die positive Ausübung der 
geschützten Freiheiten gerade unterlassen oder gar ablehnen 
kann.45 Als (wenn auch nicht zwingender, so doch zumindest 
empfohlener) Bestandteil der Religion der E und der T stellt 
der irreversible Eingriff jedoch ein ebenso irreversibles,  
lebenslanges Zeugnis der Zugehörigkeit zu dieser Religion 
dar. Dies wird es der T in Zukunft zwar nicht unmöglich 
machen, ihre Religion abzulegen, es ihr aber erschweren, da 
der Eingriff sie lebenslang an jene Zugehörigkeit erinnern 
wird.46 Auch der Schranke negativer Glaubens- und Be-
kenntnisfreiheit dient § 223 StGB demnach als Konkretisie-
rung. 
 
(3) Zwischenergebnis 
§ 223 StGB stellt als Konkretisierung der verfassungsimma-
nenten Schranken aus Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 
GG, Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, Art. 4 Abs. 1, 2 GG eine taugli-
che Einschränkungsmöglichkeit des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG 
i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 GG dar. 
 
bb) Übereinstimmung mit der Regelung der Schranken-
Schranken 
§ 223 StGB muss ferner der Regelung der sog. Schranken-
Schranken entsprechen und darf folglich nicht unverhältnis-
mäßig sein. Dies ist der Fall, wenn er zur Erreichung eines 
legitimen Zwecks geeignet, erforderlich und angemessen 
ist.47 
 
(1) Legitimität des Zwecks 
Zunächst muss § 223 StGB einen legitimen, d.h. auf das 
Wohl der Allgemeinheit gerichteten48 Zweck verfolgen. 
Strafnormen verfolgen das Ziel, bestimmte Werte, die „auf 
der Grundlage der jeweiligen Gesellschaftsordnung [...] für 

                                                
43 Vgl. Scheinfeld, in: Franz, Die Beschneidung von Jungen, 
2014, S. 358 (365). 
44 BVerfGE 56, 54 (75); Hufen (Fn. 6), § 13 Rn. 4; Schulze-
Fielitz, in: Dreier (Fn. 1), Art. 2 Rn. 33 ff. 
45 BVerfGE 122, 89 (119); Epping (Fn. 5), Rn. 313; Jarass 
(Fn. 4), Art. 3 Rn. 78. 
46 Vgl. Scheinfeld (Fn. 43), 366. 
47 Hufen (Fn. 6), § 9 Rn. 14; Reuter, Jura 2009, 511 (513). 
48 BVerfGE 80, 137 (159); Hillgruber, in: Isensee/Kirchhof, 
Handbuch des Staatsrechts, Bd. 9, 3. Aufl. 2011, § 201 
Rn. 54 ff. 

das menschliche Zusammenleben als wichtig angesehen 
werden“49 (sog. Rechtsgüter) zu schützen.50 § 223 StGB 
bezieht dieses Ziel konkret auf den Schutz des Rechtsguts der 
körperlichen Unversehrtheit.51 Dies ist ein auf das Gemein-
wohl gerichteter legitimer Zweck. 
 
(2) Geeignetheit zur Zweckerreichung 
Sodann muss § 223 StGB zur Zweckerreichung geeignet, d.h. 
dazu zumindest förderlich sein52. Der Gesetzgeber besitzt 
eine weite Einschätzungsprärogative zur Beurteilung der 
Förderlichkeit.53 Zum Schutz der Rechtsgüter belegen Straf-
normen deren Verletzung mit Sanktionen,54 die – nach zwar 
umstrittener aber heute führender Ansicht u.a. – den Einzel-
nen Straftäter sowie die unbeteiligte Allgemeinheit von der 
Begehung (erneuter) Rechtsgutsverletzungen abschrecken 
sollen.55 § 223 StGB versucht diesen (präventiven) Schutz 
der körperlichen Unversehrtheit konkret durch die Andro-
hung von Geld- oder (max. fünfjährigen) Freiheitsstrafen für 
die Vollendung (Abs. 1) oder bereits den Versuch (Abs. 2) 
einer Körperverletzung zu erreichen. Die Aussicht auf eine 
solche Bestrafung ist zumindest förderlich, um (potenzielle) 
Täter von einer Erst- oder Folgetat abzuhalten. § 223 StGB 
ist zur Erreichung seines Zwecks geeignet. 
 
(3) Erforderlichkeit zur Zweckerreichung 
Ferner muss § 223 StGB zur Zweckerreichung erforderlich 
sein. Dies ist der Fall, wenn kein Mittel ersichtlich ist, das 
den Zweck in gleicher Weise erfüllt, die Freiheit aber weni-
ger stark beschränkt.56 Zwar sind solch mildere Mittel denk-
bar, unentschieden ist aber, ob sie gleich wirksam sind. So 
wäre es milder, den Präventivschutz statt durch negative 
Bestrafung vielmehr durch positive Aufklärung und Einwir-
kung auf mögliche Täter zu erreichen, indem mit Seminaren, 
Kursen und ähnlichen Maßnahmen gezielt für Körperverlet-
zung anfällige Zielgruppen (etwa „Hooligans“ oder Jugendli-
che aus sozialen Brennpunkten) angesprochen und von  
Gewaltmaßnahmen abgehalten würden. Es besteht allerdings 
eine gewisse Unsicherheit über die Effektivität solcher Maß-
nahmen sowie vor allem die Gefahr, diverse gewaltbereite 
Personen nicht zu erfassen, weil sie bisher unauffällig waren. 
Die Ersetzung der Strafen wäre folglich nicht gleich wirksam. 
Denkbar wäre schließlich auch die Beibehaltung aber Abmil-
derung der Strafen. So ließe sich die Alternative der Frei-
heitsstrafe (z.B. auf drei Jahre) vermindern oder aber ganz 
aufgeben, um nur die mildere Geldstrafe beizubehalten. Indes 

                                                
49 Heinrich, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 2016, 
Rn. 4; vgl. BVerfGE 39, 1 (46). 
50 BVerfGE 39, 1 (46); Heinrich (Fn. 49), Rn. 3. 
51 BT-Drs. 13/8587, S. 35; Fischer, Strafgesetzbuch und 
Nebengesetze, Kommentar, 64. Aufl. 2017, § 223 Rn. 2. 
52 BVerfGE 81, 156 (192); Michael/Morlok (Fn. 2), Rn. 619. 
53 BVerfGE 90, 145 (173); Hufen (Fn. 6), § 9 Rn. 20. 
54 Heinrich (Fn. 49), Rn. 4. 
55 BVerfGE 45, 187 (253 ff.); Fischer (Fn. 51), § 223 Rn. 2. 
56 BVerfGE 90, 145 (172); Manssen, Grundrechte, 14. Aufl. 
2017, Rn. 192. 
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stellt jede Begrenzung des möglichen Strafmaßes auch eine 
Reduzierung des Abschreckungseffekts dar. Auch die Ver-
ringerung von Strafen wäre somit nicht gleich wirksam. Ein 
milderes, gleich wirksames Mittel ist damit nicht ersichtlich 
und § 223 StGB zur Erreichung seines Zwecks erforderlich. 
 
(4) Angemessenheit zur Zweckerreichung 
Schließlich muss § 223 StGB zur Zweckerreichung angemes-
sen sein. Dazu müssen die aus der Verfolgung des gewählten 
Zwecks (Schutz des Rechtsguts der körperlichen Unversehrt-
heit) resultierenden Vorteile für die Gesellschaft noch in 
einem vernünftigen Verhältnis zu den aus dem Einsatz des 
dazu gewählten Mittels (abschreckende Bestrafung von  
Gewalttätern) resultierenden Nachteilen für den Einzelnen 
stehen.57 Hinsichtlich der Nachteile aus dem Einsatz des 
gewählten Mittels ist zu konstatieren, dass vor allem die 
Freiheitsstrafe den Betroffenen in massiver Weise belastet. 
Sie führt zu einem zwangsweisen Aufenthalt an einem nicht 
selbst gewählten Ort sowie zu einer zwangsweisen Unter-
ordnung in einen von anderen vorgegeben Tages- und  
Lebensablauf und damit zu einem erheblichen Verlust an 
Selbstbestimmung.58 Dies und damit verbundene Fern-
wirkungen, etwa das mögliche Abreißen bisheriger sozialer 
Kontakte, kann oftmals psychische Probleme nach sich zie-
hen.59 Dem ist nun aber entgegenzuhalten, dass § 223 StGB 
ein weites Strafmaß offenlässt. Die Strafe kann von einer 
geringen Gelstrafe bis zu einer fünfjährigen Freiheitsstrafe 
reichen und ist so einer Berücksichtigung ihrer zu erwarten-
den Wirkungen auf das künftige Leben des Täters in der 
Gesellschaft und der individuellen Schwere des Vergehens 
zugänglich. Gerade dies macht auch § 46 StGB Abs. 1 StGB 
deutlich, der für die Strafzumessung ein differenziertes Re-
gelwerk aufstellt, durch das jedem Straftäter eine ihm und 
seiner Tat angemessene Strafe zuteil wird. Hinsichtlich der 
Vorteile aus der Verfolgung des gewählten Zwecks ließe sich 
zunächst monieren, dass der Abschreckungseffekt des § 223 
StGB nicht allzu hoch sein kann, da Gewalttaten doch  
weiterhin stattfinden, obwohl – dies ist zu mutmaßen – der 
Großteil der Bevölkerung zumindest allgemein um deren 
Verbotenheit und Strafbewehrung weiß. Auch wenn § 223 
StGB also nicht zu einem restlosen Friedenszustand, in dem 
die körperliche Unversehrtheit jedes Einzelnen vollends  
geschützt ist, führen kann, so ist darauf aber einzuwenden, 
dass die Norm überhaupt erst die Voraussetzungen für einen 
solchen schafft. Erst die Existenz einer solchen Strafnorm 
kann einen Zustand schaffen, in dem es für die Bürger ver-
bindlich wird, sich von Gewalt zu enthalten und in dem es 
dem Staat möglich wird, dies ohne flächendeckende totale 
Überwachung zu kontrollieren.60 Es ist mithin zu resümieren, 
                                                
57 BVerfGE 50, 217 (227); Reuter, Jura 2009, 511 (513). 
58 Kaiser/Schöch, Strafvollzug, 5. Aufl. 2002, § 13 Rn. 7. 
59 Bennefeld-Kersten, in: Lehmann/Behrens/Drees, Gesund-
heit und Haft, 2014, S. 320 ff. 
60 Vgl. Gropp, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 4. Aufl. 2015, 
§ 1 Rn. 162 ff.; Krey/Hellmann/Heinrich, Strafrecht, Beson-
derer Teil, Bd. 1, 14. Aufl. 2008, Rn. 328b; Losch/Schwartze, 
Rechtswissenschaft für Gesellschaftswissenschaften, 2006, 

dass § 223 StGB dem Einzelnen einen grundsätzlich hohen 
Freiheitsnachteil auferlegt, was durch dessen individuelle 
„Anpassbarkeit“ aber wieder relativiert wird und zugleich der 
Gesellschaft, wenn auch keinen vollendeten, so doch einen 
grundlegenden, Schutzvorteil bietet. Damit stehen die Vortei-
le zu den Nachteilen noch in einem vernünftigen Verhältnis. 
§ 223 StGB ist zur Erreichung seines Zwecks angemessen. 
 
(5) Zwischenergebnis 
§ 223 StGB ist nicht unverhältnismäßig. 
 
cc) Zwischenergebnis 
§ 223 StGB ist eine materiell verfassungsmäßige gesetzliche 
Grundlage für den Eingriff in Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. 
Art. 4 Abs. 1, 2 GG. 
 
c) Zwischenergebnis 
§ 223 StGB ist eine insgesamt verfassungsmäßige gesetzliche 
Grundlage für den Eingriff in Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. 
Art. 4 Abs. 1, 2 GG. 
 
3. Verfassungsmäßigkeit der Anwendung der Eingriffsgrund-
lage 
Nun muss die konkrete Verurteilung der E anhand von § 223 
StGB selbst verfassungsmäßig, d.h. nicht unverhältnismäßig 
sein. 
 
a) Legitimität des Zwecks, Geeignetheit und Erforderlichkeit 
zur Zweckerreichung 
Die Verurteilung verfolgte den legitimen Zweck, das Anlie-
gen des § 223 StGB im Einzelfall zu vollziehen und zu einem 
künftigen Schutz der körperlichen Unversehrtheit (hier vor 
weiblicher Beschneidung) beizutragen. Dazu war die Bestra-
fung der E mit der Verpflichtung zu einer Geldzahlung auf-
grund ihrer abschreckenden Wirkung geeignet. Ein milderes, 
gleich wirksames Mittel als eine Geldstrafe ist nicht ersicht-
lich, sodass sie auch erforderlich war. 
 
b) Angemessenheit der Zweckerreichung 
Ungeklärt ist allein, ob sie auch angemessen war. Auch hier 
müssen die Vorteile zu den Nachteilen in einem vernünftigen 
Verhältnis stehen. Begünstigt von der Zweckverfolgung sind 
die Interessen der T und der übrigen Bevölkerung am Schutz 
vor Beschneidung, beeinträchtigt von dem dazu gewählten 
Mitteileinsatz sind die Interessen der E an der Vornahme der 
Beschneidung, ausgedrückt jeweils durch die kollidierenden 
Grundrechte (Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG, 
Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, Art. 4 Abs. 1, 2 GG vs. Art. 6 Abs. 2 
S. 1 GG i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 GG). Ein solcher Konflikt ist 
im Wege praktischer Konkordanz zu lösen. Dies bedeutet, 
dass ein möglichst schonender Ausgleich zwischen den wi-
derstreitenden Interessen geschaffen werden muss, ohne dass 

                                                                                 
Rn. 448 f.; Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht, Allgemeiner 
Teil, 46. Aufl. 2016, Rn. 4, 8. 
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ein Grundrecht völlig zurücktritt.61 Ein Ausgleich zwischen 
beiden Interessenseiten ist nur ersichtlich, wenn eine Grenze 
gezogen wird, bei deren Überschreiten die eine, bei deren 
Unterschreiten die andere Interessenslage den Vorrang erhält. 
Nur so können beide berücksichtigt werden und je nach Fall 
den Vorrang erhalten, treten aber nicht von vornherein zu-
rück. Zu verweisen ist dabei auf eine Bewertung der weibli-
chen Vorhautbeschneidung im Sinne Hörnle/Husters. Den 
beiden Autoren nach „sollte [...] anerkannt werden, dass es 
Zwischenzonen gibt, in denen weder das Fehlen von Risiken 
noch die hohe Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts 
festgestellt werden könnte“62. Sie subsumieren die männliche 
Vorhautbeschneidung unter einen solchen Grenzbereich. 
Fragwürdig ist ob ihre Sichtweise auch auf die Vorhautbe-
schneidung bei Mädchen auszuweiten ist. Wird ein solcher 
Eingriff nach den Regeln der ärztlichen Kunst durchgeführt, 
können seine Folgen nicht abschließend geklärt werden. Es 
wird von negativen Auswirkungen auf die Sexualität berich-
tet,63 aber auch von neutralen.64 Möglich ist, dass betroffene 
Mädchen ihn später als traumatisches Erlebnis ihrer Kindheit 
ansehen,65 oder aber sich gar nicht mehr daran erinnern wer-
den. Gleichzeitig ist der Eingriff jedoch in seinen unmittelba-
ren körperlichen Auswirkungen nicht intensiver als die  
Knabenbeschneidung, wie der Fall der T zeigt.66 Dem-
entsprechend ist Hörnle/Husters Wertung auf die weibliche 
Vorhautbeschneidung auszuweiten. Auch hier können Risi-
ken nicht mit Bestimmtheit ausgeschlossen, gleichzeitig aber 
auch nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit angenommen wer-
den. Die Wahrung einer Balance zwischen den kollidierenden 
Grundrechten ist folglich erfüllt, wenn man das Urteil unter 
der Prämisse abwägt, dass die weibliche Vorhautbeschnei-
dung in einen verfassungsrechtlichen Grenzbereich fällt, der 
je nach individuellem Fall mal überschritten, mal unterschrit-
ten sein kann. Zur Frage worin diese Grenze zu suchen und 
wie sie zu bestimmen ist, sei erneut auf Hörnle/Huster zu-
rückgegriffen. Sie messen die Frage, welche Interessenseite 
überwiegt, an der Grenze des Kindeswohls und schlagen eine 
Reihe von Kriterien vor, anhand derer bestimmt werden soll, 
ob dieses verletzt ist.67 Zunächst sollen körperliche Umstände 
bedacht werden: Der Eingriff wurde unter Betäubung nach 
den Regeln der ärztlichen Kunst durchgeführt, Komplikatio-
nen sind nicht aufgetreten. Er hat somit keine beträchtlichen 

                                                
61 BVerfGE 83, 130 (143); Hesse, Grundzüge des Verfas-
sungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 1999, 
Rn. 72; Katz, Staatsrecht, 18. Aufl. 2010, Rn. 649; Michael/ 
Morlok (Fn. 2), Rn. 733. 
62 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (337). 
63 Terre des femmes, Studie zu weiblicher Genitalverstümme-
lung, Brüssel 2005, S. 14 f., abrufbar unter  
https://www.frauenrechte.de/online/images/downloads/fgm/E
U-Studie-FGM.pdf (3.7.2017). 
64 Darby/Svoboda, MAQ 2007, 301 (310). 
65 Vgl. die Schilderung der traumatischen Folgen einer männ-
lichen Beschneidungszeremonie bei Kelek, Die verlorenen 
Söhne, 2011, S. 109 ff. 
66 Siehe Sachverhaltsangabe. 
67 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (332 ff.). 

Schmerzen verursacht oder T übermäßig körperlich beein-
trächtigt. Zu bedenken ist ferner, dass vor dem Hintergrund 
„elterlicher Gestaltungsbefugnisse“ gewisse erzieherische 
Maßnahmen „toleriert werden müssen“ und „schädliche Ein-
wirkungen auf das Kind [...] bis zu einem gewissen Grad“ 
hinzunehmen sind68. In diesem Sinne erscheint das Urteil 
zunächst ungerechtfertigt. Miteinzuziehen sind aber maßgeb-
lich auch sog. „weiche Kriterien“, also die Begleitumstände. 
Ein solcher Faktor wäre zunächst die Reversibilität: Die Vor-
haut erfüllt den Zweck die Klitoriseichel zu schützen. Der T 
wurde ein Teil davon entfernt und dieser Eingriff kann nicht 
mehr rückgängig gemacht werden. Wenn auch der T nur ein 
sehr kleiner Teil entfernt wurde, so ist der Schutz nun zumin-
dest beeinträchtigt. Ein Indiz für eine mögliche Rechtferti-
gung des Urteils. Weitere Relevanz ergibt sich auch aus der 
Frage, ob „im sozialen Alltag eine stigmatisierende Wirkung 
eintritt“69: Zwar ist in der Heimat der T ein solcher Eingriff 
kulturell üblich, in Deutschland hingegen eine allgemein 
geächtete Praxis. Daraus könnte sich für andere eine Fremd-
artigkeit der T ergeben. Zwar wird diese weniger im Erwach-
senenalter zu tragen kommen, könnte in ihrer weiteren Kind-
heit aber durchaus die Wirkung eines Stigmas entfalten. An-
dere Kinder könnten T deshalb langfristig sozial ausgrenzen. 
Zu bedenken sind Situationen wie der Sport- und Schwimm-
unterricht, in denen die Beschneidung anderen auffallen kann 
oder bereits der Umstand, dass T ihre Beschneidung im Kin-
dergarten selbst kundgetan hat. Eine stigmatisierende Wir-
kung ist nicht auszuschließen und erscheint angesichts teils 
willkürlicher Gründe, die Kinder zu Ausgrenzung anderer 
Kinder verleiten können, nicht unwahrscheinlich. Maßgeblich 
zu bewerten sind vor allem auch die elterlichen Motive zur 
Vornahme des Eingriffs, nämlich daran, welche soziale Bot-
schaft von ihm ausgeht und ob er sich in ein umfassendes 
Erziehungskonzept einbindet: Darauf, dass letzteres nicht der 
Fall ist, finden sich keine Hinweise und die Beschneidung 
mag innerhalb des Erziehungskonzepts auch einen gewichti-
gen Aspekt darstellen. Überdies liegt in ihr keine Bestrafung 
oder anderweitig demütigende Tat. Durchgeführt wurde sie 
aber hauptsächlich, um T im Sinne einer „Rollenerwartung“70 
u.a. zu Gehorsamkeit gegenüber ihrem (zukünftigen) Ehe-
mann zu erziehen. Dahinter steht das vom Grundgesetz abge-
lehnte71 Rollenbild einer dem Mann unterwürfigen Frau. 
Zuletzt gilt es auch die Zukunftsoffenheit dieser Erziehungs-
maßnahme zu evaluieren: Gefordert ist, dass sie der erwach-
senen T Raum lässt, als autonomes Individuum mit einer 
„eigenverantwortlichen Persönlichkeit“72 zu handeln. Das 
Bild der dem Mann untergeordneten, treuen und gehorsamen 
Frau steht dem Ziel der Selbstständigkeit und unabhängigen 
Reflektiertheit jedoch entgegen. Wenn auch das Fehlen star-
ker körperlicher Beeinträchtigungen oder einer expliziten 

                                                
68 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (333). 
69 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (334). 
70 Im Sinne Ringel/Meyers (Fn. 25), S. 65 f. 
71 Vgl. allein die exponierte Stellung weiblicher Gleich-
berechtigung durch Art. 3 Abs. 2 S. 1 GG. 
72 Hörnle/Huster, JZ 2013, 328 (334); vgl. BVerfGE 24, 119 
(144). 
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Demütigung für die Zulässigkeit der Beschneidung sprechen, 
so ist das Urteil doch vor allem vor der Evidenz des zweifel-
haften erzieherischen Motivs, aber auch der möglichen Stig-
matisierung der T als angemessen zu bezeichnen. 
 
c) Zwischenergebnis 
Die Verurteilung ist nicht unverhältnismäßig und damit  
verfassungsmäßig. 
 
4. Zwischenergebnis 
Die Verurteilung beruht auf einer verfassungsmäßigen ge-
setzlichen Grundlage, die ebenso verfassungsmäßig ange-
wendet wurde und ist damit gerechtfertigt. 
 
IV. Ergebnis 
Die Verurteilung verletzt E nicht in ihrem Grundrecht auf 
religiös-weltanschauliche Erziehung aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 
GG i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 GG. 
 
B. Verletzung des Art. 2 Abs. 1 GG 
Die Verurteilung könnte E in ihrem Grundrecht aus Art. 2 
Abs. 1 GG verletzen. Die Betroffenheit der Schutzbereiche 
der Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG und Art. 4 Abs. 1, 2 GG führt  
jedoch dazu, dass Art. 2 Abs. 1 GG subsidiär hinter diese 
spezielleren Freiheitsgrundrechte zurücktritt.73 
 
C. Verletzung des Art. 3 Abs. 2 S. 1 bzw. Abs. 3 S. 1 
Var. 1 GG 
Die Verurteilung könnte E in ihrem Grundrecht auf Gleich-
heit aus Art. 3 Abs. 2 S. 1 bzw. Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG verlet-
zen. Dies setzt eine verfassungsrechtlich ungerechtfertigte, an 
das Merkmal des Geschlechts der E anknüpfende Ungleich-
behandlung zulasten der E voraus. 
 
I. Ermittlung des Prüfungsmaßstabs 
Art. 3 Abs. 2 S. 1 GG vermittelt ebenso wie auch Art. 3 
Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG die Gleichberechtigung beider Ge-
schlechter und das Verbot der geschlechtlichen Diskriminie-
rung. Es muss dementsprechend bestimmt werden, ob sich 
die mögliche Ungleichbehandlung an Abs. 2 S. 1 oder Abs. 3 
S. 1 Var. 1 des Art. 3 GG messen muss. In ihnen beiden wird 
ein „hinsichtlich des Geschlechts [...] allenfalls sprachlich 
nuanciertes identisches Differenzierungsverbot“74 gesehen. 
Sie gleichen sich mithin inhaltlich.75 Obgleich des überein-
stimmenden Gewährleistungsgehalts wird in Rechtsprechung 
und Literatur faktisch eine Unterscheidung getroffen. Bei 
tatsächlichen Ungleichbehandlungen wird auf den Art. 3 
Abs. 2 S. 1 GG abgestellt, während bei rechtlichen Ungleich-
behandlungen der Art. 3 Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG angewendet 

                                                
73 BVerfGE 95, 173 (188); Epping (Fn. 5), Rn. 577. 
74 Heun, in: Dreier (Fn. 1), Art. 3 Rn. 101. 
75 BVerfGE 43, 213 (225); Sachs, in: Isensee/Kirchhof 
(Fn. 9), § 182 Rn. 82; Starck (Fn. 13), Art. 3 Rn. 305. 

wird.76 Sollte das Urteil eine Ungleichbehandlung darstellen, 
so würde es sich dabei um eine rechtliche handeln. Demnach 
könnte hier Art. 3 Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG und nicht Art. 3 
Abs. 2 S. 1 GG verletzt sein. 
 
II. Betroffenheit des Art. 3 Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG 
Es ist allerdings ungewiss, ob E sich überhaupt auf Art. 3 
Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG berufen können. Voraussetzung dafür 
ist, dass die Ungleichbehandlung unmittelbar an das Ge-
schlecht des Betroffenen anknüpft.77 Aus dem Urteil könnte 
sich zwar eine hinsichtlich der Kindesbeschneidung unglei-
che Behandlung der E als Eltern eines weiblichen Kindes 
gegenüber den Eltern männlicher Kinder ergeben. Diese 
würde aber nicht unmittelbar an das Geschlecht der E, son-
dern an das ihrer Tochter T anknüpfen. E können sich folg-
lich nicht auf Art. 3 Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG berufen. 
 
III. Ergebnis 
Die Verurteilung verletzt E nicht in ihrem Grundrecht auf 
Gleichheit aus Art. 3 Abs. 3 S. 1 Var. 1 GG. 
 
D. Verletzung des Art. 3 Abs. 1 GG 
Die Verurteilung könnte E in ihrem Grundrecht auf Gleich-
heit aus Art. 3 Abs. 1 GG verletzten.78 Dies setzt eine verfas-
sungsrechtlich ungerechtfertigte Ungleichbehandlung zulas-
ten der E voraus. 
 
I. Vorliegen einer Ungleichbehandlung 
Aus dem Urteil könnte sich eine hinsichtlich der Kindes-
beschneidung ungleiche Behandlung der E als Eltern eines 
weiblichen Kindes gegenüber den Eltern männlicher Kinder 
ergeben. Dazu muss zunächst eine wesentliche Gleichheit 
zwischen den beiden Personengruppen bestehen.79 Diese ist 
aber nicht im Sinne einer absolut identischen Übereinstim-
mung,80 sondern vielmehr einer Vergleichbarkeit unter einem 
konkreten Bezugspunkt zu verstehen.81 Zu vergleichen sind 
auf der einen Seite die Eltern eines Mädchens und auf der 
anderen Seite die Eltern eines Jungen. Diese fallen unter den 

                                                
76 BVerfGE 85, 191 (206); Heun (Fn. 74), Art. 3 Rn. 104; 
Jarass (Fn. 4), Art. 3 Rn. 78; Osterloh/Nußberger, in: Sachs 
(Fn. 3), Art. 3 Rn. 259 f. 
77 Englisch, in: Stern/Becker, Grundrechte Kommentar, 
2. Aufl. 2015, Art. 3 Rn. 104; Sachs, in: Isensee/Kirchhof 
(Fn. 9), § 182 Rn. 41; vgl. BVerfGE 23, 258 (262 f.); 19, 177 
(182 f.). 
78 Als Auffanggrundrecht innerhalb der Gleichheitsrechte 
findet Art. 3 Abs. 1 GG Anwendung, wenn die besonderen 
Gleichheitssätze nicht einschlägig sind, vgl. BVerfGE 85, 
191 (206); Heun (Fn. 74), Art. 3 Rn. 100, 117; Michael/ 
Morlok (Fn. 2), Rn. 783. 
79 BVerfGE 116, 164 (180); Epping (Fn. 5), Rn. 778. 
80 BVerfGE 6, 55 (71); Epping (Fn. 5), Rn. 779 f.; Osterloh/ 
Nußberger (Fn. 76), Art. 3 Rn. 83. 
81 BVerfGE 52, 277 (280); Epping (Fn. 5), Rn. 782 f.;  
Pieroth/Schlink (Fn. 27), Rn. 485 ff.; Wilms (Fn. 12), 
Rn. 1034. 
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gemeinsamen Bezugspunkt „Eltern“ und sind damit wesent-
lich gleich. Nun muss ein Unterscheidungsmerkmal dieses 
wesentlich Gleiche differenzieren.82 Mit dem „Geschlecht des 
Kindes“ liegt ein solches Merkmal vor. Differenziert werden 
Eltern von Mädchen und Eltern von Jungen. Dies manifestiert 
sich daran, dass das Amtsgericht die (analoge) Anwendbar-
keit des § 1631d BGB auf den Fall der E, also auf Fälle weib-
licher Kindesbeschneidung, für ausgeschlossen hält, die (di-
rekte) Anwendbarkeit jener Norm auf Fälle männlicher Kin-
desbeschneidung hingegen nicht für ausgeschlossen, wenn 
auch für verfassungsrechtlich bedenklich, hält. Eltern männ-
licher Kinder hält das Gericht somit die Möglichkeit offen, 
Kindesbeschneidungen durch § 1631d BGB erlaubt83 durch-
führen zu lassen, Eltern weiblicher Kinder versagt es diese 
Möglichkeit. Schließlich muss die Differenzierung E benach-
teiligen.84 Sie führt zur Unwirksamkeit der rechtfertigenden 
Einwilligung der E in die Beschneidung der T, mithin zur 
Bestrafung nach § 223 Abs. 1 StGB. Sie wurden zu einer 
Geldstrafe verurteilt. Dies stellt einen Nachteil dar. Aus dem 
Urteil ergibt sich eine hinsichtlich der Kindesbeschneidung 
ungleiche Behandlung der E gegenüber den Eltern männli-
cher Kinder. 
 
II. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 
Ungleichbehandlungen sind nicht zwangsläufig illegitim.85 
Es könnte also gerechtfertigt sein, den E als Eltern eines 
Mädchens die Anwendbarkeit des § 1631d BGB zu versagen, 
sie den Eltern eines Jungen aber offenzuhalten. Dies wäre der 
Fall, wenn die von den E behauptete Pflicht zur Anwendung 
der Norm dem Gericht nicht bestand. 
 
1. Ausschluss der Anwendungspflicht 
Ist § 1631d BGB, so wie das Gericht es in Erwägung zog, 
verfassungswidrig, so kann das Gericht auch nicht dazu ver-
pflichtet sein, die verfassungswidrige Norm anzuwenden 
(sondern allenfalls gem. Art. 100 Abs. 1 S. 1 GG dazu, sie 
dem Bundesverfassungsgericht zur konkreten Normen-
kontrolle vorzulegen). 
 
a) Formelle Verfassungsmäßigkeit 
Die formelle Verfassungsmäßigkeit ist zu unterstellen. 
 
b) Materielle Verfassungsmäßigkeit 
aa) Verstöße gegen Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG, 
Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, Art. 4 Abs. 1, 2 GG 
Durch die Erlaubnis der Knabenbeschneidung greift § 1631d 
BGB in die Schutzbereiche der Grundrechte der betroffenen 
                                                
82 Pieroth/Schlink (Fn. 27), Rn. 487. 
83 Strafrechtlich bestätigt § 1631d BGB bei Vorliegen seiner 
Voraussetzungen die Wirksamkeit der rechtfertigenden elter-
lichen Einwilligung in die Kindesbeschneidung, vgl. Döll, in: 
Erman, BGB Kommentar, Bd. 2, 14. Aufl. 2014, § 1631d 
Rn. 1; Scheinfeld, HRRS 2013, 268 (273 f.). 
84 BVerfGE 67, 239 (244); Heun (Fn. 74), Art. 3 Rn. 46; 
Osterloh/Nußberger (Fn. 76), Art. 3 Rn. 84. 
85 Jarass (Fn. 4), Art. 3 Rn. 14; Kloepfer (Fn. 9), § 59 Rn. 77. 

Kinder aus Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 2 
Abs. 2 S. 1 GG, Art. 4 Abs. 1, 2 GG ein. Er wirkt dabei aber 
als verfassungsimmanente Konkretisierung des Elternrechts 
aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 GG 
(Schranke) und benennt mit der Wahrung des Kindeswohls 
eine Grenze als Voraussetzung, deren Überschreitung anhand 
der von Hörnle/Huster entworfenen Kriterien gemessen wer-
den kann und wird so der gebotenen Bewertung der männli-
chen Vorhautbeschneidung als Grenzbereich des Verfas-
sungsrechts gerecht, der nicht pauschal ohne Differenzierung 
nach den Begleitumständen beurteilt werden kann, sondern je 
nach Fallgestaltung den Grundrechten des Kindes oder denen 
der Eltern den Vorzug geben kann. Er bringt die kollidieren-
den Grundrechte damit im Sinne praktischer Konkordanz in 
Einklang (Schranken-Schranken). § 1631d BGB verstößt nicht 
gegen Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 2 
Abs. 2 S. 1 GG, Art. 2 Abs. 1, 2 GG. 
 
bb) Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
(1) Vorliegen einer Ungleichbehandlung 
§ 1631d BGB erlaubt die Kindesbeschneidung nur den Eltern 
von Jungen und nicht auch den Eltern von Mädchen. Darin 
liegt eine Ungleichbehandlung. 
 
(2) Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 
Während eine Ungleichbehandlung nach der früheren Will-
kürformel bereits dann gerechtfertigt war, wenn sich „irgend-
ein sachlicher Grund“86 für sie finden ließ, so sind nunmehr 
„Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht“ nötig, 
„dass sie die unterschiedliche Behandlung rechtfertigen kön-
nen“87. Das bloße Begründungsgebot88 wandelte sich also zu 
einem gänzlichen Verhältnismäßigkeitserfordernis.89 § 1631d 
BGB will nur die Verbreitung der Jungen- und nicht auch die 
Verbreitung der Mädchenbeschneidung in Deutschland för-
dern, insbesondere da erstere als zentraler Bestandteil des in 
Deutschland historisch bedingt besonders unter Schutz ste-
henden Judentums gewertet wird90 und als bei Einhaltung 
medizinischer Standards komplikationsarm gilt,91 letztere 
hingegen als „Ausdruck tief verwurzelter Ungleichbehand-
lung der Geschlechter“ und „mit keinerlei medizinischen 
Vorteilen verbunden“ erachtet wird.92 Zur Erreichung dieses 

                                                
86 Heun, Verfassung und Verfassungsgerichtsbarkeit im Ver-
gleich, 2014, S. 251; vgl. Podlech, Gehalt und Funktionen 
des allgemeinen verfassungsrechtlichen Gleichheitssatzes, 
1971, S. 81. 
87 BVerfGE 129, 49 (68 f.); vgl. BVerfGE 132, 179 (188 f.); 
139, 285 (309). 
88 Huster, JZ 1994, 541 (541). 
89 Britz, NJW 2014, 346; Epping (Fn. 5), Rn. 798 ff. 
90 BT-Drs. 17/11295, S. 6; Zentralrat der Juden in Deutsch-
land, Presseerklärung zum „Beschneidungsurteil“ des LG 
Köln, Frankfurt/Berlin 2012, abrufbar unter  
http://www.zentralratdjuden.de/de/article/3705.html 
(3.7.2017). 
91 BT-Drs. 17/11295, S. 9. 
92 BT-Drs. 17/11295, S. 13 f.  
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legitimen Zwecks (nur eine als schützenswert verstandene 
und nicht auch eine als schädlich empfundene Beschnei-
dungsform zu fördern) ist das passive Unterlassen ihrer Er-
laubnis geeignet sowie verglichen mit den übrigen denkbaren 
Wegen das Ziel zu erreichen, etwa dem aktiven Bekämpfen 
wie § 226a StGB es unternimmt, auch das mildeste Mittel 
und damit erforderlich. Es muss zur Zweckerreichung ferner 
angemessen sein: Wie zuvor festgestellt wurde, fallen männ-
liche und weibliche männliche Vorhautbeschneidung gleich-
sam in einen Grenzbereich, in dem eine Kindeswohlgefähr-
dung nur von Fall zu Fall und nicht pauschal angenommen 
werden kann. Hier sind also keine, zumal keine gewichtigen 
Unterschiede erkennbar. Indes spricht § 1631d BGB nur von 
der „Beschneidung“ und nicht von der „Vorhautbeschnei-
dung“. Bei der Anwendung an Jungen sind beide Begriffe 
zwar deckungsgleich, männliche Beschneidung tritt also nur 
als männliche Vorhautbeschneidung auf, bei der Anwendung 
an Mädchen hingegen stellt die Vorhautbeschneidung nur die 
mildeste in einer Reihe intensiverer Beschneidungsformen 
dar. Jene teils brutalen93 Praktiken sind in Afrika weit ver-
breitet94 und werden auch in Deutschland in ungeklärtem 
Ausmaß illegal durchgeführt.95 Sie können bisweilen das 
Durchbohren, Durchbrennen oder Verätzen der Klitoris  
beinhalten96 und zu ernsthaften Komplikationen während 
Schwangerschaft und Geburt, erhöhtem HIV-Risiko oder gar 
tödlichen Infektionen führen.97 Weibliche Beschneidung ist 
folglich nur in ihrer mildesten Form der männlichen gleich-
gestellt, insgesamt jedoch bestehen gewichtige Unterschiede. 
Nun könnte man zuletzt aber wenigstens die Notwendigkeit 
einer partiellen Erlaubnis der weiblichen Beschneidung „so-
weit sie der männlichen Beschneidung gleichgestellt ist“ 
durch § 1631d BGB verlangen.98 Die Ungleichbehandlung 
wäre dann hinsichtlich der weiblichen Vorhautbeschneidung 
ungerechtfertigt und verfassungswidrig, hinsichtlich der übri-
gen weiblichen Beschneidungsformen aber gerechtfertigt und 
verfassungsmäßig. Dagegen allerdings spricht die Gefahr 
eines ungewollten Dammbruchs: Ist die weibliche Vorhaut-

                                                
93 Vgl. allein die Ausführungen zur extremen Form der  
Infibulation in Terre des femmes, Studie zu weiblicher Genital-
verstümmelung, Brüssel 2005, S. 5. 
94 Dettmeyer u.a., ArchKrim 2012, 1 (3 f.); Terre des femmes, 
Studie zu weiblicher Genitalverstümmelung, Brüssel 2005, 
S. 7 f. 
95 Terre des femmes, Studie zu weiblicher Genitalverstümme-
lung, Brüssel 2005, S. 10 f. 
96 Terre des femmes, Studie zu weiblicher Genitalverstümme-
lung, Brüssel 2005, S. 4. 
97 Terre des femmes, Studie zu weiblicher Genitalverstümme-
lung, Brüssel 2005, S. 12 ff.; vgl. Dettmeyer u.a., ArchKrim 
2012, 1 (6 ff.). 
98 Dies tun etwa Hardtung, in seiner Stellungnahme zu 
§ 226a StGB vor dem Rechtsausschuss des Bundestages, 
Rechtsausschuss, Protokoll Nr. 129, S. 10 f., abrufbar unter  
http://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Downloads/D
E/Bibliothek/Gesetzesmaterialien/17_wp/StrAendGGenital/w
ortproto.pdf?__blob=publicationFile (3.7.2017); Mandala, 
FRP 2013, 244 (247); Scheinfeld, HRRS 2013, 268 (270). 

beschneidung erst einmal erlaubt, so wird es für Ärzte und 
Eltern ein Leichtes sein, die Regeln großzügig auszulegen 
und auch tiefergehende Eingriffe noch als Vorhautbeschnei-
dungen zu klassifizieren, zumal staatliche Kontrollen kaum 
durchführbar wären. Die Entscheidung nur männliche und 
nicht auch weibliche Beschneidung zu erlauben, ist demnach 
durch die gewichtigen Unterschiede zwischen den beiden 
Vergleichsgruppen bzw. soweit Gleichheit zwischen diesen 
besteht durch die erörterten Gefahren gerechtfertigt. 
 
(3) Zwischenergebnis 
§ 1631d BGB verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG. 
 
cc) Zwischenergebnis 
§ 1631d BGB ist materiell verfassungsmäßig. 
 
c) Zwischenergebnis 
§ 1631d BGB ist verfassungsmäßig, sodass dem Gericht eine 
Pflicht zur Anwendung der Norm zumindest grundsätzlich 
bestehen konnte. 
 
2. Bestehen der Anwendungspflicht 
Fraglich ist, ob diese Pflicht auch tatsächlich bestand, ob also 
das Gericht der gesetzgeberischen Wertung zum Trotz die 
Norm analog auf den Fall weiblicher Beschneidung anzu-
wenden hatte. Nachzuprüfen ist diese Frage allerdings nicht 
in einem vollständigen inhaltlichen Sinne, sondern nur auf 
die Einhaltung äußerer Grenzen hin. Denn in Rede steht eine 
Ungleichbehandlung der Rechtsprechung. Zwar muss auch 
diese den Gleichheitssatz beachten,99 doch ist Art. 3 Abs. 1 
GG „nicht schon bei unzutreffender Rechtsanwendung ver-
letzt“100 bzw. wenn „eine andere Auslegung möglicherweise 
dem Gleichheitssatz besser entspräche“101, worauf sich E aber 
gerade berufen. Dass eine Rechtsanwendung den Art. 3 
Abs. 1 GG verletzt, ist vielmehr erst anzunehmen, wenn sie 
„unter keinem denkbaren Aspekt mehr rechtlich vertretbar 
[ist] und sich daher der Schluss aufdrängt, dass die Entschei-
dung auf sachfremden und damit willkürlichen Erwägungen 
beruht“102. Demgemäß ist ausschließlich eine Willkürprüfung 
nach Maßgabe der vorstehenden Formel durchzuführen:103 In 
seinem Urteil hat das Amtsgericht den § 1631d BGB zum 
einen deshalb nicht angewendet, weil es generelle Zweifel an 
der (oben hingegen bestätigten) Verfassungsmäßigkeit dieser 
Norm hat und sie zum anderen (entsprechend der gesetzgebe-
rischen Wertung) nicht für auf Fälle weiblicher Beschneidung 
analog anwendbar hält. Stattdessen hat es dann immerhin 
eine Strafbarkeit nach § 223 StGB statt § 226a StGB ange-

                                                
99 BVerfGE 84, 197 (199); Jarass (Fn. 4), Art. 3 Rn. 37; 
Wilms (Fn. 12), Rn. 1046. 
100 Jarass (Fn. 4), Art. 3 Rn. 38; vgl. BVerfGE 75, 329 (347). 
101 BVerfGE 27, 175 (178); vgl. Jarass (Fn. 4), Art. 3 Rn. 38. 
102 BVerfGE 86, 59 (63); vgl. Jarass (Fn. 4), Art. 3 Rn. 38. 
103 Heun (Fn. 74), Art. 3 Rn. 62; Kloepfer (Fn. 9), § 59 
Rn. 57; Michael/Morlok (Fn. 2), Rn. 755; Osterloh/Nuß-
berger (Fn. 76), Art. 3 Rn. 124 ff.; Wilms (Fn. 12), Rn. 1038, 
1047. 
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nommen, um so der minder schweren Eingriffsintensität 
Rechnung zu tragen, die von der Beschneidung der T aus-
ging. Ob den Ansichten des Amtsgerichts zu folgen ist oder 
nicht, – durch die eingehende Auseinandersetzung mit dem 
Fall wird deutlich, dass es sein Urteil nicht auf sachfremde 
Erwägungen stützt und nicht willkürlich entschieden hat. 
 
3. Zwischenergebnis 
Die von den E behauptete Pflicht zur analogen Anwendung 
des § 1631d BGB bestand dem Gericht nicht. Die Ungleich-
behandlung ist gerechtfertigt. 
 
III. Ergebnis 
Die Verurteilung verletzt E nicht in ihrem Grundrecht auf 
Gleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG. 


